
Inland LLiechtensteiner Vaterland | Mittwoch, 8. April 2015  3

LANV fordert eine neue Alterskultur
Der LANV spricht sich in seiner Stellungnahme zur AHV-Revision gegen eine pauschale Erhöhung des Rentenalters
aus und plädiert für eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit durch schrittweise Übergänge in den Ruhestand.

GÜNTHER FRITZ

VADUZ. Der Liechtensteinische
Arbeitnehmerverband (LANV)
hat gestern seine Stellungnahme
zum Vernehmlassungsbericht
der Regierung zur AHV-Revision
veröffentlicht. Infolge der demo-
grafischen Entwicklung (tiefe
Geburtenraten, steigende Le-
benserwartung) würden auf
einen Rentner immer weniger
Erwerbstätige kommen, halten
LANV-Präsident Sigi Langen-
bahn und LANV-Gewerkschafts-
sekretärin Martina Haas fest. Zu-
sätzlich verkürze sich die Er-
werbsphase durch vermehrte
Frühpensionierungen und län-
gere Ausbildungsphasen, womit
eine immer grössere Nachhaltig-
keitslücke in der AHV entstehe.

Nachhaltigkeitslücke schliessen

«Um diese Nachhaltigkeitslü-
cke zu schliessen, brauchen wir
entweder mehr Zuwanderung,
Produktivitätssteigerungen oder
längere Arbeitszeiten», heisst es
in der LANV-Stellungnahme. Zu-
wanderung stelle aber eine ge-
sellschaftspolitische Herausfor-
derung dar, wie das Schweizer
Abstimmungsergebnis zur Mas-
seneinwanderungsinitiative ge-
zeigt habe. 

Produktivitätssteigerung wird
nach den Ausführungen des

LANV durch Innovationen und
verbesserte Produktions- und
Arbeitsabläufe erreicht. Arbeit-
geberverbände würden aber
immer lauter Produktivitätsstei-
gerung durch längere Wochenar-
beitszeiten fordern. Der LANV
spricht sich jedoch klar gegen
längere Arbeitszeiten aus. Diese
seien kontraproduktiv. 

Mehr Arbeit, mehr Druck

«Arbeitszeiterhöhungen ste-
hen der Innovation im Wege,
weil Kostenersparnisse im Vor-
dergrund stehen und nicht ver-
besserte Produktions- und Ar-
beitsabläufe», hält der LANV
weiter fest. Die Vereinbarkeit von
Familie und Erwerb werde er-
schwert, was sich negativ auf die
Geburtenrate auswirke. «Aus
mehr Arbeit, mehr Druck und
weniger Regeneration folgen
mehr und längere Krankheiten,
insbesondere im Alter, mehr Ab-
schiebungen in Frühpensionie-
rungen, in die Invalidität und Al-
tersarbeitslosigkeit», so der
LANV.

Lebensarbeitszeit verlängern

Beim LANV ist man sich im
Klaren darüber, dass es wegen
der demografischen Alterung
und der Nachhaltigkeitslücke in
der Altersvorsorge in Zukunft
unumgänglich sein wird, die Le-

bensarbeitszeit zu verlängern.
Der LANV wehrt sich aber gegen
eine pauschale Erhöhung des
Rentenalters von 64 auf 65 Jahre
zur langfristigen finanziellen Si-
cherung der AHV, da diese voll-
kommen an der Realität vorbei
gehe. Schon heute würden das
gesetzliche und das tatsächliche
Rentenalter weit auseinander
liegen. 

Perspektivenwechsel notwendig

«Wir brauchen eine Erhöhung
der Beschäftigungsfähigkeit und
nicht eine Erhöhung des Renten-
eintrittsalters, mit anderen Wor-
ten weniger Frühpensionierun-
gen und weniger vorzeitiges Aus-
scheiden aus gesundheitlichen
Gründen oder wegen Altersar-
beitslosigkeit», heisst es in der
Stellungnahme zur AHV-Revision. 

Durch die Abschiebung von leis-
tungsfähigen Älteren aus dem
Arbeitsleben wird nach Ansicht
des LANV wertvolles Erfahrungs-
wissen entwertet, was zu einem
negativen Altersbild beitrage.
Viele Betriebe seien immer noch
auf den jungen, männlichen, ge-
sunden Arbeitnehmer ausge-
richtet, obwohl diese Gruppe
entgegen landläufiger Meinung
schon lange nicht mehr domi-
nant sei. Dazu schreibt der
LANV: «Dringend notwendig ist
ein Perspektivenwechsel zu
einer neuen Alterskultur, die
weit über die Diskussion über
das Pensionsalter hinausgeht.
Die Wirtschaft, die Sozial- und
Gesundheitspolitik, das Bil-
dungswesen und der Arbeits-
markt müssen umdenken und
sich neu ausrichten.»

Aus den genannten Überle-
gungen kann der LANV einer Er-
höhung des Rentenalters auf kei-
nen Fall zustimmen. Ziel müsse
es sein, die Lebensarbeitszeit zu
verlängern anstatt das Rentenal-
ter pauschal zu erhöhen und
damit die Problematik zu verla-
gern. Dies sei ein langwieriger
Prozess, der rasch angegangen
werden müsse. Der LANV bietet
der Regierung seine volle Unter-
stützung an. Letzten Endes
müsse auch die gesamte Wirt-
schaft vom Potential älterer Ar-
beitnehmenden überzeugt wer-
den.

13. Monatsrente beibehalten

Weiter lehnt der LANV auch
den Vorschlag der Regierung ab,
das Weihnachtsgeld durch Um-
legung der 13. Rente auf 12 Mo-
natsrenten und Nichtausrich-
tung der Teuerung bis zur Til-
gung des heutigen Weihnachts-
geldes abzuschaffen. Das
Weihnachtsgeld sei in den aller-
meisten Fällen kein Zustupf für
Weihnachtsgeschenke, sondern
wichtiger Rentenbestandteil, um
ausserordentliche Zahlungen
zum Jahreswechsel begleichen
zu können. Auch aus diesem
Grund ist es dem LANV ein gros-
ses Anliegen, dass der Terminus
«Weihnachtsgeld» durch «13.
Monatsrente» ersetzt wird.
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LANV-Präsident Sigi Langenbahn: «Wir brauchen eine Erhöhung
der Beschäftigungsfähigkeit.» 




